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Empfehlung zur Windenergie in der Großregion
Überwindung der Wirtschaftskrise dank Erneuerbarer Energien  
Der Interregionale Parlamentarierrat, versammelt in seiner Plenarsitzung in Metz am 7. Dezember 2012,
A. vertritt die Ansicht, dass die Investitionen in die Erneuerbaren Energien eine Investition in die Zukunft der Großregion sind; 

B. ist der Auffassung, dass die Erneuerbaren Energien ein wichtiger Faktor für die wirtschaftliche Entwicklung und die Wertschöpfung in der Großregion sind;
C. ist der Auffassung, dass die Windenergie einer der wichtigsten regenerativen Energieträger in der Großregion ist;
D. ist davon überzeugt, dass die Großregion Ausbaupotential im Bereich der Windenergie sowie das sich daraus ergebende Potential für Wirtschaftswachstum besitzt; 

E. hebt nachdrücklich hervor, wie wichtig es ist, trotz der Wirtschafts- und Finanzkrise die Investitionen in die erneuerbaren Energien nicht zurückzufahren, da diese gerade dazu beitragen können, die Krise zu überwinden;
F. unterstreicht, dass die Unterhaltskosten für Windenergieanlagen deutlich geringer sind als die Kosten für die Unterhaltung von Atomkraftwerken;
G. macht darauf aufmerksam, dass der Bau von Windparks nicht zum Nachteil von Naturräumen und Biodiversität erfolgen darf;
H. verweist auf die EU-Ziele, den Anteil der Erneuerbaren Energien am europäischen Energieverbrauch auf 20 % bis zum Jahr 2020 zu erhöhen (Richtlinie 2009/28/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. April 2009 zur Förderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen).

I. macht darauf aufmerksam, dass sich Frankreich, Deutschland, Belgien und Luxemburg im Rahmen der oben genannten Richtlinie dazu verpflichtet haben, ihren Anteil der erzeugten Energie aus erneuerbaren Quellen am Endenergieverbrauch im Jahr 2020 auf 23 %, 18 %, 13 % bzw. 11 % zu erhöhen;
J. Unterstützt die ambitionierten Ziele in den Regionen zur Umsetzung der Energiewende, wie beispielsweise Rheinland-Pfalz, das bis 2030 100% des eigenen Strombrauchs aus Erneuerbaren Energien produzieren will;
K. weist darauf hin, dass Onshore Windstrom an guten Windstandorten bereits heute eine wettbewerbsfähige Form der Stromerzeugung darstellt und deshalb ein wichtiger Bestandteil eines breiten erneuerbaren Energiemixes sein sollte; 
L. nimmt Bezug auf die Bekräftigung des Zwischengipfels der Großregion vom 26. Juni 2012, beim Energiewandel sehr eng zusammenzuarbeiten und aus der Großregion eine Modellregion für Erneuerbare Energien machen zu wollen. 

Der IPR empfiehlt daher, 

1. dass die Großregion ihr endogenes Energiepotential stärker nutzt,
2. dass die Exekutiven eine konkrete interregionale Kooperation starten, um Forschung und Investitionen zur Maximierung des Windenergiepotentials in der Großregion  einschließlich Umweltverträglichkeits- und Biodiversitätsstudien zu fördern,
3. dass die Behörden des Gipfels der Großregion einen ständigen demokratischen Dialog mit der Bevölkerung über das wirtschaftliche, ökologische und soziale Potenzial der Windenergie bei der Energieerzeugung aus regenerativen Quellen, die Schaffung direkter und indirekter Arbeitsplätze und die Steuereinnahmen für die öffentliche Hand führen,
4. darauf zu achten, dass die Wirtschafts- und Finanzkrise und die daraus resultierenden Haushaltsprobleme nicht zu einem Rückgang bei der Finanzierung der Erneuerbaren Energie führen,
5. im Gegensatz dazu den weiteren Ausbau der Windenergie zu fördern, die auch der wirtschaftlichen Entwicklung und der Schaffung von Arbeitsplätzen dient, sowie Mehreinnahmen insbesondere dank der Verpachtung von Windstandorten und erhöhten  Steuereinnahmen generiert, 
6. die Entwicklung von Windenergieprojekten auf dem Gebiet der Großregion zu fördern, damit Arbeitsplätze und Know-how zum Wohle der Menschen ebenso wie der Aufbau von grenzüberschreitenden Referenzpolen für Erneuerbare Energien geschaffen werden,
7. den Energiewandel im Sinne einer vorrangig dezentralen Energieerzeugung zu bewerkstelligen, der die Haushalte und Komunen stärker in die Energieerzeugung und die Speicherung von Energie einbindet,

8. eine sozialverträgliche Erneuerbaren-Energien-Politik zu unterstützen und darauf zu achten, dass die Stromkosten für die Verbraucher, insbesondere für die ärmsten Bewohner der Großregion, bezahlbar bleiben,
9. die Kosten, die für den Energiewandel benötigt werden, auf alle Verbrauchergruppen gerecht zu verteilen,
10. die Windenergieerzeugung vorrangig in den ländlichen und strukturschwachen Regionen der Großregion zu begünstigen, damit dort die wirtschaftliche Entwicklung vorangebracht wird und dafür bei den zuständigen Stellen und Akteuren auf Investitionen zur Steigerung der Netzkapazitäten im ländlichen Raum zu drängen sowie die grenzüberschreitende Einspeisung zu thematisieren,
11. über eine verlässliche und transparente Regelung sicherzustellen, dass Windkraftanlagen nicht dem Schutzzweck von naturschutzfachlich besonders geschützten Gebieten entgegenstehen,
12. mithilfe gezielter Investitionen sicherzustellen, dass der Ausbau von Windparks und anderer regenerativer Energien flankiert wird von der Fortentwicklung intelligenter Stromnetze und der Bereitstellung geeigneter Speichereinrichtungen für elektrische Energie, damit die Großregion innerhalb des Energie-Binnenmarktes, den die Europäische Union gerade aufbaut, eine vordere Position einnimmt, 

13. die europäischen Institutionen dabei zu ermutigen, konsequent zu bleiben bei der Umsetzung der Richtlinie 2009/28/EG, damit die Zusagen der Mitgliedstaaten bis 2020 auch tatsächlich erreicht werden,

14. grenzüberschreitende Kooperationsprojekte zu unterstützen, um europäische Strukturhilfen zur Finanzierung von Kooperationen im Bereich Windenergie und anderen regenerativen Energien zu erhalten,
15. bis zum Ende der nächsten Präsidentschaft der Großregion eine vergleichende Untersuchung über Energiepotentialanalysen und Umweltverträglichkeitsstudien aus dem Bereich der Erzeugung von Strom aus regenerativen Quellen, die in den verschiedenen Teilgebieten der Großregion erarbeitet wurden, durchzuführen und spätestens im Frühjahr 2014 dem IPR die Ergebnisse vorzulegen,
16. dass der Gipfel der Großregion konkrete Vorschläge für eine gemeinsame Strategie im Bereich der Erneuerbaren Energien vorlegt,
17. dass der Gipfel der Großregion eine langfristige koordinierte Politik umsetzt mit dem Ziel, bis zum Jahr 2030 in der Großregion einen Anteil an Erneuerbaren Energien bei der Stromerzeugung zu erreichen, der über den in den aktuellen Richtlinien genannten liegt, und damit die Erklärungen vom 26. Juni 2012 zu erfüllen, wonach die Großregion zur Modellregion für Erneuerbare Energien werden soll.    
Der Interregionale Parlamentarierrat richtet diese Empfehlung an

-
den Regionalrat Lothringen

- 
die Regierung der Deutschsprachigen Gemeinschaft Belgiens
-
die Regierung der Föderation Wallonie-Bruxelles
-
die Regierung der Wallonie
-
die Regierung des Großherzogtums Luxemburg

-
die Landesregierung von Rheinland-Pfalz
-
die Landesregierung des Saarlandes

und darüber hinaus an

-
die Regierung der Bundesrepublik Deutschlands

-
die Regierung der Französischen Republik

-
die Regierung des Königreichs Belgien

-
die Kommission der Europäischen Union

-
das Europäische Parlament

-
die Abgeordneten des Europäischen Parlamentes aus der Großregion

Metz, den 7. Dezember 2012 
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